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Merkblatt Bestandteile des Baugesuches (Art. 47 BauV, dat. 02.12.2003) 
 
In der Regel sind folgende, von der Grundeigentümerin oder vom Grundeigentümer, von der Bauherrschaft, 
und der Planverfasserin oder dem Planverfasser unterzeichnete und datierte Pläne und Unterlagen in mindes-
tens dreifacher, wenn kantonale Bewilligungen eingeholt werden müssen in mindestens fünffacher Ausferti-
gung, einzureichen: 

a) Gesuchsformular unter Beilage der im Einzelnen erforderlichen rechnerischen Nachweise (Ausnützungszif-
fer, Parkplatzbedarf, Kinderspielplätze, usw.); 

b) Situationsplan, aus dem die genaue Lage des Grundstückes sowie Lage und Masse des Vorhabens und der 
Erschliessungs- und Entsorgungsanlagen ersichtlich sind. Ein Exemplar ist auf einer beglaubigten Kopie 
des gültigen Grundbuchplanes zu erstellen; bei Vorhaben gemäss Art. 44 und 45 genügt eine Fotokopie 
des gültigen Grundbuchplanes; 

c) Grundrissplan aller Geschosse in der Regel im Massstab 1:100 mit Angabe der technischen Anlagen (Feuer-
stätten usw.), der Zweckbestimmung der einzelnen Räume, der Boden- und Fensterflächen sowie der 
Hauptaussenmasse; in einem Plan ist die Umgebungsgestaltung einschliesslich Terrainveränderungen, 
Mauern, Parkplätze, Wege, Spielplätze, Freizeitanlagen usw. darzustellen; der Umgebungsplan hat sich in-
nerhalb der Bauzone auf das ganze Baugrundstück zu erstrecken; 

d) Schnitt- und Fassadenpläne in der Regel im Massstab 1:100 mit Angabe der Höhenkoten, des gewachsenen 
und gestalteten Terrains bis an die Grundstückgrenzen sowie des massgeblichen Höhenbezugspunktes (in 
Meereshöhe oder Höhendifferenz zu gesichertem Fixpunkt). In Ortsbildschutzzonen sind die Nachbar-
bauten in den Fassadenplänen ebenfalls darzustellen; 

e) Baubeschrieb, soweit die beabsichtigte Ausführung aus den Plänen nicht ersichtlich ist, Angaben zu Kon-
struktionsaufbau und Fassadenmaterial; 

f) besondere Kanalisationseingabe mit Angabe von Leitungsdurchmesser, -gefälle und –material sowie unter 
Beilage der im kommunalen Abwasserreglement geforderten Unterlagen; 

g) Schutzraumeingabe nach gesetzlichen Vorschriften; 

h) Projekt und Beschrieb für Heizungs- und Energieerzeugungsanlagen sowie für Tankanlagen für die Lage-
rung von Umweltgefährdenden Stoffen, soweit diese Vorhaben nicht Gegenstand nachfolgender, eigener 
Bewilligungsverfahren bilden; 

i) Anschlussgesuche für Wasser- und Energieversorgung. 
 
Bei allen Fassadenänderungen (z.B. Einbau von Fenstern, Türen, Vorplatzüberdachungen usw.) ist die ganze 
Fassade samt den beabsichtigten Änderungen darzustellen.  
 
Bei Vorhaben mit erheblichen Terrainveränderungen, insbesondere bei Deponien und Kiesgruben, sind Hö-
henkurvenpläne und aussagekräftige Längs- und Querschnitte für den Zustand vor Inangriffnahme und nach 
Abschluss des Vorhabens sowie gegebenenfalls ein Etappierungsplan einzureichen.  
 
Falls die Beurteilung eines Gesuches es erfordert, können die Bewilligungs- und Koordinationsbehörden von 
der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller weitere Unterlagen wie Modelle, Perspektiven, Schattendiagramme 
oder Fotos verlangen. Zur Verfahrensbeschleunigung können die Bewilligungs- und Koordinationsbehörden 
die Einreichung zusätzlicher  Gesuchssätze verlangen.  
 
Bei geringfügigen Vorhaben kann auf vorgängige Anfrage hin die Eingabe vereinfachter Gesuchsunterlagen 
gewährt werden. Für das vereinfachte Verfahren und das Meldeverfahren können die Gemeindebaubehörden 
standardmässig Erleichterungen vorsehen.  
 
Das Vorhaben ist farblich wie folgt darzustellen: 
a) Bestehend = schwarz 
b) Neu  = rot 
c) Abbruch  = gelb 
 


